
Liebe Leserinnen, liebe Leser,

auch in diesem Jahr lassen wir Ihnen gerne unseren aktuellen Newsletter zukommen.

Unser Geschäftsführer, Dr. Dirk Zeiseler, hat sich für diese Ausgabe mit der Frage beschäftigt, wie es trotz Verlust oder 
Vernichtung von wichtigen Urkunden in den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reiches durch den Rückgriff auf 
Sekundärdokumente gelingen kann, den Nachweis der Erbberechtigung erfolgreich zu führen.

Auch unser Justiziariat ist selbstverständlich mit Beiträgen zur aktuellen Rechtsprechung vertreten.

Besonders freuen wir uns, Ihnen mitteilen zu dürfen, dass wir mit Beginn 2024 auch in Augsburg mit einer Niederlassung 
präsent sind. Gerne nehmen wir uns als Ansprechpartner Ihrer Fragen und Themen an und freuen uns, wenn Sie dazu 
Kontakt mit uns aufnehmen. Die bundeslandspezifische Expertise unserer Mitarbeitenden dürfen Sie dabei selbstver-
ständlich voraussetzen, sind wir doch bereits seit 2008 mit einer Niederlassung in Bayreuth vertreten.

Wir wünschen Ihnen viel Freude beim Lesen. Sollten Sie Anmerkungen oder Kritik haben, freuen wir uns wie immer, 
wenn Sie damit an uns herantreten.

Mit freundlichen Grüßen

Jan Holtmeyer	 Dr. Norbert Herms
Geschäftsführer	 Geschäftsführer
GEN Gesellschaft für Erbenermittlung mbH	 Erbenermittlung Dr. Hans-J. Noczenski GmbH
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Ferner wurden auch jene Deutschstämmigen vertrieben, 
deren Vorfahren bereits vor Jahrhunderten Siedlungs-
gebiete in anderen ost- und südosteuropäischen Staaten 
bevölkert hatten. Betroffen davon waren folgende Land-
schaften und Volksgruppen:

Rumänien: 
Banat (Banater Schwaben, ca. 70.000), Siebenbürgen 
(Siebenbürger Sachsen, ca. 70.000), Bukowina (Buchen-
landdeutsche, ca. 78.000), Dobrudscha (Dobrudschad-
eutsche, ca. 16.000), Satu Mare (Sathmarer Schwaben, 
ca. 5.000)

Tschechoslowakei:  
Süböhmen/Südmähren (ca. 60.000), Karpaten  
(Karpatendeutsche, ca. 150.000)

Ungarn: Pannonien (Donauschwaben, ca. 280.000)

Polen: 
Galizien (Galiziendeutsche, ca. 100.000), Weichsel- 
niederung (Weichseldeutsche)

Ukraine: 
Karpato-Ukraine (Karpatendeutsche), Wolhynien  
(Wolhyniendeutsche)

Moldau: Bessarabiendeutsche (ca. 75.000)

Estland/Lettland: Baltendeutsche (ca. 55.000)

Litauen: Litauendeutsche (ca. 22.000)

Rußland: Wolgadeutsche (ca. 50.000)

Jugoslawien: 
Ost-Banat/Batschka/Baranja/Syrmien (Donau- 
schwaben, ca. 290.000)

Aufgrund einer teilweise hektischen Flucht ab Januar 
1945 hatten viele Bewohnerinnen und Bewohner der 
Ostgebiete häufig ihre Personenstandsunterlagen nicht 
mitnehmen können. Ebenso wurden in vielen Fällen 
standesamtliche und kirchliche Urkunden nicht mehr 
rechtzeitig in Sicherheit gebracht, so dass sie in den 
Kampfhandlungen vernichtet wurden. 

Besonders gravierend sind die Urkundenverluste in je-
nen Gebieten, wo intensive militärische Auseinander-
setzungen stattfanden, wie im nördlichen Ostpreußen, 
Hinterpommern oder der Neumark. Hier gibt es ganze 
Landstriche, wo die standesamtlichen und kirchlichen 
Unterlagen komplett vernichtet wurden. Beispiele dafür 
sind Osterode, Heydekrug, Tilsit, Stolp oder Woldenberg. 

Erbenermittlung und Urkundenbeschaffung in 
den ehemaligen deutschen Siedlungsgebieten 
in Ost- und Südosteuropa

Von Dr. Dirk Zeiseler

Ein wesentlicher Bestandteil der genealogischen Er-
mittlungstätigkeit ist die Beschaffung von Urkunden und 
anderen Verwandtschaftsnachweisen zur Vorbereitung 
eines Erbscheinverfahrens. Für das Gebiet der heutigen 
Bundesrepublik Deutschland ist dies in der Regel kein 
Problem, da mit wenigen Ausnahmen sämtliche stan-
desamtlichen und kirchlichen Bestände noch vorhanden 
sind. Ausnahmen gibt es z.B. in Städten wie Hamburg 
oder Dresden, wo aufgrund der schweren Bombarde-
ments während des Zweiten Weltkrieges beträchtliche 
Verluste zu verzeichnen sind. Nicht vergleichbar damit 
sind jedoch die Lücken in den Beständen aus den ehe-
maligen deutschen Ostgebieten. 

Eine Bestandsaufnahme unserer bisherigen über 30-jäh-
rigen genealogischen Tätigkeit hat ergeben, dass in ca. 
einem Drittel aller Erbenermittlungsfälle ein Bezug zu 
den ehemaligen deutschen Siedlungsgebieten im Osten 
und Südosten Europas besteht. 

Zur Erinnerung: 
Aufgrund der Kriegshandlungen 1941 bis 1945 sowie im 
Zuge der von den Alliierten in den Konferenzen von Jalta 
und Potsdam getroffenen Vereinbarungen mussten ca. 
12 bis 14 Mio. Deutsche aus den nunmehr zur Sowjet-
union, Polen und der Tschechoslowakei gehörenden ehe-
maligen deutschen Gebieten sowie aus den seit Jahr-
hunderten besiedelten Gebieten in Ungarn, Rumänien 
und Jugoslawien ihre Heimat verlassen. Im Folgenden 
sind die betreffenden Landschaften und die ungefähre 
Anzahl der Vertriebenen aufgeführt:

An Polen abgetreten: 
Südliches Ostpreußen (ca. 950.000), Danzig (ca. 
285.000), Westpreußen (ca. 150.000), Posen (ca. 
400.000), Ost-Niederschlesien (ca. 3.000.000), Ober-
schlesien (ca. 785.000), Hinterpommern (ca. 1.400.000), 
Neumark (ca. 395.000)

An die Sowjetunion abgetreten: 
Nördliches Ostpreußen mit Memelland (ca. 1.000.000)

An die Tschechoslowakei abgetreten: 
Sudentengebiet (ca. 2.600.000)

Diese bis 1919 bzw. 1945 deutschen Gebiete fielen 
durch den 2+4-Vertrag 1990 endgültig an die betreffen-
den osteuropäischen Staaten. 
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Im Rahmen der Erbenermittlung erteilen Nachlasspfle-
gerinnen und Nachlasspfleger in der Regel der oder dem 
Erbenermittelnden eine Ermächtigung, die zusammen 
mit einer Kopie der Bestellungsurkunde dem betreffen-
den Standesamt zwecks Urkundenanforderung über-
sandt wird. Für Polen gelten schärfere Bestimmungen. 
Hier sind das Original der (vorzugsweise) zweisprachi-
gen Ermächtigung sowie eine amtsgerichtlich oder no-
tariell beglaubigte Fotokopie der Bestellungsurkunde des 
Nachlasspflegers erforderlich.

Schwieriger wird es, wenn Personenstandsurkunden 
aus den heute zu Russland (Kaliningrad) oder Litauen 
(Memelland) gehörenden Teilen Ostpreußens benötigt 
werden. Sofern die Dokumente nicht in den entspre-
chenden Verzeichnissen im Standesamt I bzw. Landes-
archiv Berlin oder im EZAB ausgewiesen sind, dürfte der 
Beschaffungsversuch vergeblich sein. 

Über die im Standesamt I bzw. EZAB verwahrten Do-
kumente hinaus gibt es in russischen oder litauischen 
Archiven kaum noch relevante Bestände an deutschen 
Personenstandsurkunden oder Kirchenbüchern.

In solchen Fällen ist es lohnenswert, das Bundesarchiv / 
Lastenausgleichsarchiv in Bayreuth zu kontaktieren. Die 
dort verwahrten Unterlagen sind von erheblicher Bedeu-
tung in der Erbenermittlung. Im Einzelnen handelt es sich 
dabei um:

> Feststellungsakten der Ausgleichsämter
Die Schäden an landwirtschaftlichem Vermögen sowie 
an Grund- und Betriebsvermögen (Schäden an Einheits-
werten) sind vollständig überliefert. Anträge auf Lasten-
ausgleich zu stellen, war für Vertriebene in der BRD nach 
dem Krieg möglich. Für Bewohner der DDR bestand 
diese Option ab 1990. Nicht nur die geschädigte Person 
selbst, auch eine Erbin bzw. ein Erbe oder Mitgeschädig-
te konnten einen entsprechenden Antrag stellen.

Diese enormen Verluste sind überall dort zu ver-
zeichnen, wo Großstädte zur Festung erklärt wurden  
(z. B. Königsberg) und nach langer Belagerung durch die 
Rote Armee nahezu völlig zerstört wurden. 

Ein anderer Fall ist Hinterpommern, wo der NSDAP-Gau-
leiter Franz Schwede-Koburg bis zuletzt jegliche Evaku-
ierung von Behörden oder Zivilisten verboten hatte. Das 
Ergebnis war eine überstürzte Flucht unter Zurücklas-
sung nahezu allen Eigentums, so auch von persönlichen 
Unterlagen bzw. amtlichen Dokumenten der Behörden.

Welche Möglichkeiten haben wir angesichts dieser 
Konstellation, zur Vorbereitung von Erbscheinanträ-
gen Personenstandsunterlagen aus diesen Gebieten 
zu erhalten?

Glücklicherweise konnten über geordnete Evakuierun-
gen in weniger von Kriegshandlungen betroffenen Ge-
bieten zahlreiche Unterlagen in Sicherheit gebracht wer-
den. Diese standesamtlichen Personenstandsurkunden 
befinden sich heute im (Sonder-)Standesamt I in Berlin, 
sofern sie innerhalb der Sperrfristen (Geburten 110 Jah-
re, Heiraten 80 Jahre, Sterbefälle 30 Jahre) liegen. Be-
reits dem Archivrecht unterliegende Bestände sind an 
das Landesarchiv Berlin übergeben worden.

Gerettete Bestände der evangelischen Kirchengemein-
den der Preußischen Landeskirche werden im Evange-
lischen Zentralarchiv in Berlin (EZAB) aufbewahrt. Es 
handelt sich dabei um ca. 6.000 Kirchenbücher. 

Darüber hinaus sind glücklicherweise eine erhebliche 
Anzahl von Standesamtsunterlagen in den ursprüngli-
chen Standesämtern der ehemals deutschen Ostgebiete 
verblieben, insbesondere in jenen Gegenden, wo es kei-
ne oder nur geringe Kampfhandlungen gab.1 

1 �Eine Übersicht für die heute polnischen Gebiete liefert dazu das Standardwerk Tomasz Brzóska, Deutsche Personenstandsbücher 
und Personenstandseinträge von Deutschen in Polen 1898–1945, Frankfurt/Main und Berlin: Verlag für Standesamtswesen 2000. 

© Roehrensee via Wikimedia Commons
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Aus diesem Grund sind die in Bayreuth verwahrten Akten 
für die Erbenermittlung sehr hilfreich. Denn sie enthalten 
nicht nur personenbezogene Daten zu Individuen und Infor-
mationen über deren familiärer Verbindung. Auch Dokumen-
te zum bzw. Nachweise über den ehemaligen Besitz sind zu 
finden. In den Auszahlungsanträgen sind auch verschollene 
Familienmitglieder bzw. deren jüngere Adressen vermerkt.

> Ost-Dokumentation
Die Ost-Dokumentation entstand in den 1950er Jahren. 
Diese einzigartige Quelle umfasst rund 30.000 Berichte. 
Sie bieten einen Einblick in die Wirtschafts- und Lebens-
verhältnisse in den ehemaligen Ostgebieten, und darüber 
hinaus in die Erlebnisse der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner in den letzten Kriegsmonaten.

Enthalten sind beispielsweise Fragebögen und Erlebnis-
berichte, die die Vertreibung der Deutschen aus Ost-, Mit-
tel- und Südeuropa dokumentieren sowie Unterlagen zur 
Flucht über die Ostsee.

> Heimatauskunftstellen
Die Aufgabe der Heimatauskunftstellen bestand in 
der Begutachtung der Anträge der Vertriebenen auf  
Schadensfeststellung. Jede der 34 Stellen war für ein 
bestimmtes geografisches Gebiet zuständig. Überliefert 
sind die Generalakten, aber auch Adressbücher und Kar-
ten sowie Grund- und Betriebslisten.

> Heimatortkarteien
Entstanden sind die Heimatortkarteien aus der Zusam-
menarbeit der kirchlichen Wohlfahrtsverbände nach 
1945. Sie basiert auf Karteien der Suchdienste der Kir-
chen und des Roten Kreuzes und geben unter anderem 
Aufschluss zum Personenstand. 

Aus den ehemaligen Ostgebieten geflohenen Personen 
war es sowohl möglich, selbst eine Karteikarte auszufül-
len und die eigenen Verwandten suchen zu lassen, als 
auch, sich selbst als vermisst erfassen zu lassen, um von 
Angehörigen gefunden werden zu können.

Die zumeist nach Kreisen und Orten geordnete Heimat-
ortkartei ist seit 2005 im LAA Bayreuth nutzbar. Aller-
dings ist der Bestand erst zum Teil digitalisiert. 

Die GEN Gesellschaft für Erbenermittlung mbh ist bereits 
seit 2007 mit einer Niederlassung in Bayreuth präsent. 
Unsere Mitarbeitenden verfügen über fundierte Kenntnis-
se der Archivbestände. Häufig eröffnet dies die Möglich-
keit, bei Verlust von wichtigen Urkunden zum Nachweis 
der Blutsverwandtschaft mittels Beschaffung von Sekun-
därdokumenten doch noch den Nachweis der Erbberech-
tigung zu erbringen. 

Aufgrund von Spezifika der Archivalien ist es allerdings 
für Laien nahezu unmöglich, die für ein Erbscheinver-
fahren relevanten Umstände aus der Fülle der Bestän-
de herauszufiltern. Hier wird in der Tat die Expertise von 
Fachleuten benötigt.

Rechtsprechung

Ein Erbscheinsantrag ist nicht unzulässig, 
wenn der Antragsteller vom Gesetz geforderte 
Beweismittel ohne Verschulden nicht angibt. 
Stattdessen setzt die Pflicht des Nachlassge-
richts zur Amtsermittlung gemäß § 2358 BGB 
a.F. bzw. gemäß § 26 FamFG ein.  
(amtl. Leitsatz)

BGH, Beschluss vom 08.02.2023 – IV ZB 16/22

Zum Sachverhalt:
Ein niederländisches Gericht verurteilte den Schuldner 
rechtskräftig zur Zahlung an die Gläubigerin (Beteiligte zu 
1). Der Schuldner verstarb kurz darauf. Mehr als ein Jahr 
später wurde das Urteil für in Deutschland vollstreckbar 
erklärt und die Vollstreckungsklausel gegen die „unbe-
kannten Erben“ des Schuldners erteilt sowie diese dem 
zwischenzeitlich bestellten Nachlasspfleger zugestellt. 
Die Nachlasspflegschaft wurde später aufgehoben.

Die Ehefrau des Erblassers (Beteiligte zu 2) gab in der 
Sterbefallanzeige als Kinder des Erblassers die gemein-
same Tochter (Beteiligte zu 3) und „eine uneheliche 
Tochter L., weiteres nicht bekannt, wohnt in GB“ an. Die 
Beteiligten zu 2 und 3 schlugen die Erbschaft aus und 
fochten die Annahme der Erbschaft wegen Irrtums an. 
Wegen der Überschuldung des Nachlasses wurde ein 
Nachlassinsolvenzverfahren durchgeführt und nach der 
Schlussverteilung aufgehoben.

Die Beteiligte zu 1 beantragte die Erteilung eines Erb-
scheins mit dem Inhalt, die Beteiligten zu 2 und 3 seien 
Erben zu je 1/2. Das Nachlassgericht wies darauf hin, 
dass, sofern die Angaben in der Sterbefallanzeige zuträ-
fen, neben den Beteiligten zu 2 und 3 (unabhängig von 
der Wirksamkeit ihrer Ausschlagungserklärungen) auch 
die nichteheliche Tochter Erbin sei, und bat die Beteilig-
ten mitzuteilen, ob ihnen hinsichtlich der nichtehelichen 
Tochter weitere Erkenntnisse vorlägen. 

Daraufhin beantragte die Beteiligte zu 1 hilfsweise einen 
Erbschein, wonach der Erblasser zu 1/2 von der Beteilig-
ten zu 2 sowie zu je 1/4 von der Beteiligten zu 3 und „L.“, 
Nachname und Adresse unbekannt, beerbt worden sei.
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Irrt sich der eine Erbschaft Ausschlagende bei 
Abgabe seiner Erklärung über die an seiner 
Stelle in die Erbfolge eintretende Person, ist 
dies nur ein Irrtum über eine mittelbare Rechts-
folge der Ausschlagungserklärung aufgrund 
anderer rechtlicher Vorschriften. Ein solcher 
Motivirrtum berechtigt nicht zur Anfechtung 
gemäß § 119 Abs. 1 Alt. 1 BGB.
(amtl. Leitsatz)

BGH, Beschluss vom 22.03.2023 – IV ZB 12/22

Zum Sachverhalt:
Der Erblasser verstarb, ohne eine letztwillige Verfügung 
zu hinterlassen. Sämtliche Abkömmlinge schlugen die 
Erbschaft aus. Die Witwe des Erblassers (Beteiligte zu 
1) beantragte einen Alleinerbschein. Das Nachlassge-
richt wies sie darauf hin, dass sie gemäß § 1931 Abs. 
1 BGB nur dann Alleinerbin sei, wenn weder Erben der 
ersten und der zweiten Ordnung noch Großeltern vor-
handen seien. 

Sodann focht der gemeinsame Sohn des Erblassers und 
der Witwe (Beteiligter zu 2) seine Ausschlagungserklä-
rung form- und fristgerecht wegen Irrtums an. Er führ-
te aus, er und seine Geschwister hätten die Erbschaft 
ausgeschlagen, damit ihre Mutter, die Beteiligte zu 1, 
Alleinerbin werde; nun habe er erfahren, dass durch die 
Ausschlagungserklärung sämtlicher Kinder seines Vaters 
die Halbgeschwister seines Vaters erben, die weder ihm 
noch seinen Geschwistern noch seiner Mutter nament-
lich bekannt seien und zu denen der Erblasser keinen 
Kontakt gehabt habe.

Die Beteiligte zu 1 beantragte daraufhin einen gemein-
schaftlichen Erbschein für sich und den Beteiligten zu 2 
zu jeweils 1/2.

Das Nachlassgericht wies den Erbscheinsantrag zurück, 
weil der Anfechtungserklärung nur ein unbeachtlicher 
Motivirrtum zugrundeliege. Im Beschwerdeverfahren 
ermittelte das OLG, dass der Erblasser neben Halbge-
schwistern auch eine Vollschwester hatte. Daraufhin er-
gänzte der Beteiligte zu 2 seine Anfechtungserklärung 
dahingehend, dass ihm auch nicht bekannt gewesen sei, 
dass sein Vater eine Vollschwester gehabt habe. Das 
OLG wies die Beschwerde zurück, ließ aber die Rechts-
beschwerde zu.

Entscheidung des BGH:
Die Rechtsbeschwerde hatte keinen Erfolg. Der Antrag 
auf Erteilung eines gemeinschaftlichen Erbscheins für die 
Beteiligte zu 1 und den Beteiligten zu 2 war unbegründet, 
weil der Beteiligte zu 2 infolge der Ausschlagung der 

Das Nachlassgericht wies den Erbscheinsantrag zurück. 
Die dagegen gerichtete Beschwerde wies das OLG zu-
rück. Es war der Ansicht, der Antrag auf Erteilung eines 
Erbscheins sei unzulässig, weil die Beteiligte zu 1 ihre 
Angaben zu dem Verhältnis, auf dem das Erbrecht be-
ruhe, und zu dem etwaigen Wegfall einer Person, durch 
die das Erbteil der Beteiligten zu 2 und 3 gemindert wür-
de, nicht durch öffentliche Urkunden nachgewiesen oder 
andere Beweismittel angegeben habe.

Entscheidung des BGH:
Der BGH hob die Entscheidung des Beschwerdegerichts 
auf und verwies die Sache an dieses zurück. Der BGH 
entschied, dass ein Erbscheinsantrag nicht unzulässig 
ist, wenn der Antragsteller vom Gesetz geforderte Be-
weismittel ohne Verschulden nicht angibt. Stattdessen 
setzt die Pflicht des Nachlassgerichts zur Amtsermitt-
lung gemäß § 2358 BGB a.F., § 26 FamFG ein. 

Gemäß § 2356 Abs. 1 BGB a.F. bzw. § 352 Abs. 3 FamFG 
hat der Antragsteller Beweismittel zu den im Erbscheins-
antrag erforderlichen Angaben anzugeben. Das steht 
jedoch unter dem ungeschriebenen Vorbehalt, dass der 
Antragsteller solche Beweismittel bei pflichtgemäßem 
Bemühen überhaupt angeben kann. Der Antragsteller 
muss im Rahmen seiner Mitwirkungspflichten eine ge-
richtliche Aufklärung ermöglichen, indem er Tatsachen 
und Beweismittel angibt, die sein behauptetes Erbrecht 
beweisen. 

Die Mitwirkungspflicht zur Angabe von Tatsachen und 
Beweismitteln besteht aber nur, soweit der Antragsteller 
zu diesen Angaben in der Lage ist. Der Antragsteller ist 
hierbei nicht verpflichtet, einen Erbenermittler oder Pri-
vatdetekiv einzuschalten. Vielmehr hat das Nachlassge-
richt die erforderlichen Ermittlungen gemäß § 2358 BGB 
a.F., § 26 FamFG von Amts wegen durchzuführen. 

© N. Theiss via AdobeStock
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Entscheidung des OLG Brandenburg:
Das OLG Brandenburg wies die Beschwerde zurück. 

Im Vergütungsverfahren sind nur Einwendungen gegen 
die Festsetzung zu berücksichtigen, die ihre Grundlage im 
Vergütungsrecht haben. Das sind Einwendungen, die die 
Angemessenheit der Tätigkeit und des Zeitaufwandes be-
treffen. Nicht berücksichtigt werden können Einwendun-
gen, die darauf gestützt werden, dass der Pfleger sein Amt 
mangelhaft ausgeführt hat. Sofern aus der eingewandten 
mangelhaften Geschäftsführung Ersatzansprüche gegen 
den Nachlasspfleger resultieren können, sind diese in ei-
nem Rechtsstreit vor den ordentlichen Gerichten geltend 
zu machen, für dessen Entscheidung das Prozessgericht 
und nicht – wie im Vergütungsfestsetzungsverfahren – der 
Rechtspfleger zuständig ist.

Ein Nachlassgericht hat die von einem Nachlasspfleger 
vorgelegte Aufstellung über den Zeitaufwand nur auf 
Plausibilität zu überprüfen. Das OLG Brandenburg gibt 
eine Übersicht über die obergerichtliche Rechtsprechung 
zur Höhe des Stundensatzes für einfache Pflegschaften 
und für mittelschwere Pflegschaften. 

Es handelt sich um eine Nachlasspflegschaft mittleren 
Schwierigkeitsgrades, wenn ein mit einem baufälligen 
Einfamilienhaus bebautes Grundstück, das Maßnahmen 
zur Verkehrssicherung erfordert, mehrere Konten, Versi-
cherungsverhältnisse und Verträge mit Versorgern zum 
Nachlass gehören und zudem Erben zu ermitteln sind. 
Das OLG Brandenburg billigt hierfür einen Stundensatz 
von 90 Euro netto.

Prüfungs- und Begründungspflichten des Nach- 
lassgerichts vor Festsetzung der Vergütung 
des Nachlasspflegers

OLG Celle, Beschluss vom 29.11.2022 –  
6 W 145/22

Das Nachlassgericht muss die Abrechnung eines Nach-
lasspflegers prüfen, bevor es die Vergütung festsetzt, 

Erbschaft nicht zur Erbfolge gelangt ist. Die Wirkung der 
Ausschlagung ist nicht durch die Anfechtung der Aus-
schlagungserklärung beseitigt worden.

Der Beteiligte zu 2 war zwar als Sohn des Erblassers 
nach gesetzlicher Erbfolge ursprünglich Miterbe, verlor 
diese Miterbenstellung aber rückwirkend, indem er form- 
und fristgerecht die Ausschlagung der Erbschaft erklärte. 
Da seine Erwartung, der Nachlass werde in vollem Um-
fang an die Beteiligte zu 1 fallen, keinen Niederschlag in 
der Ausschlagungserklärung fand, liegt darin keine Be-
dingung im Rechtssinne, die gemäß § 1947 BGB die Un-
wirksamkeit der Ausschlagung zur Folge hätte.

Die Wirkung der Ausschlagung ist nicht durch die An-
fechtungserklärung des Beteiligten zu 2 beseitigt wor-
den. Seine Anfechtungserklärung ist unwirksam, weil 
er keinen rechtlich beachtlichen Anfechtungsgrund vor-
gebracht hat. Die Ausschlagung der Erbschaft kann nur 
nach den allgemeinen Vorschriften über Willenserklärun-
gen unter Lebenden gemäß §§ 119 ff. BGB angefochten 
werden. Wenn sich der Ausschlagende bei Abgabe der 
Ausschlagungserklärung darüber irrt, welche konkrete 
Person an seiner Stelle in die Erbfolge eintritt, so ist dies 
kein Inhaltsirrtum, sondern ein unbeachtlicher Motivirr-
tum, weil der Erklärende sich über eine mittelbare Ne-
benfolge der Ausschlagungserklärung aufgrund anderer 
rechtlicher Vorschriften irrt. 

Statthafte Einwendungen im Vergütungsfest-
setzungsverfahren. Zur Höhe des Stundensat-
zes eines berufsmäßigen Nachlasspflegers

OLG Brandenburg, Beschluss vom 26.10.2022 –  
3 W 115/22

Zum Sachverhalt:
Das Nachlassgericht setzte die Vergütung und die Aus-
lagen des Nachlasspflegers fest. Eine Erbin beanstande-
te, der festgesetzte Stundensatz sei zu hoch, Ortstermi-
ne und hierauf angefallene Fahrtkosten seien teilweise 
überflüssig gewesen.
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Eröffnung unserer Niederlassung in Augsburg

Ab Januar 2024 ist die GEN Gesellschaft für Erbenermitt-
lung GmbH auch in Augsburg für Sie als Ansprechpartner 
vor Ort. 

Sie erreichen uns wie folgt:

GEN Gesellschaft für Erbenermittlung mbH

Niederlassung Augsburg

Schaezlerstraße 2
86150 Augsburg

Tel. +49 821 45 40 48 85
Fax +49 821 45 40 48 87

E-Mail: augsburg@gen-gmbh.de 
www.gen-gmbh.de

Wir sind bereits seit 2008 in Bayreuth mit einer Nieder-
lassung vertreten und daher mit den bundeslandspezi-
fischen Besonderheiten in unserem Arbeitsbereich bes-
tens vertraut. 

Folgende umfassende Serviceleistungen bieten wir 
Ihnen im Freistaat Bayern an: 

• Weltweite Erbenermittlung 

• �Dokumentenbeschaffung zur Erbnachweis- 
führung 

• Regelmäßige Sachstandsberichte 

• �Vorbereitung der Erbscheinantragstellung im Auftrag 
der Erbinnen und Erben 

• Wirtschaftliche Abwicklung von Nachlässen 

• Begleitung von Erbauseinandersetzungen 

• �Verwaltung und Vermarktung von Nachlassimmobilien 
auf Wunsch der Erbinnen und Erben

Wir freuen uns über Ihre Kontaktaufnahme!

und darf sich nicht darauf beschränken, „als Anwei-
sungsstelle tätig zu werden“. Die Prüfungspflicht des 
Nachlassgerichts entfällt nicht dadurch, dass eine Ver-
fahrenspflegerin bestellt wurde.

Die Höhe der Vergütung des Berufspflegers eines wert-
haltigen Nachlasses richtet sich nach den für die zu 
führenden Pflegschaftsgeschäfte nutzbaren Fachkennt-
nissen des Pflegers sowie nach dem Umfang und der 
Schwierigkeit der Pflegschaftsgeschäfte. Hierüber hat 
das Nachlassgericht Feststellungen zu treffen. 

Zwischen der Höhe des Nachlasses und den Kosten 
seiner Verwaltung muss ein vertretbares Verhältnis be-
stehen.

Die Stundensätze aus dem Justizvergütungs- und Ent-
schädigungsgesetz (JVEG) können für die Plausibilitäts-
prüfung zur Orientierung dienen.

Besondere Schwierigkeiten der Tätigkeit als Nachlass-
pflegers können eine höhere Vergütung rechtfertigen; 
dies aber nur dann, wenn diese Schwierigkeiten nicht be-
reits über den höheren Zeitaufwand bei der Berechnung 
der Vergütungshöhe Berücksichtigung gefunden haben.

Rechnet der Nachlasspfleger mehrere Hausbesuche 
ab, muss das Nachlassgericht neben der Stundenhöhe 
insbesondere überprüfen und in seiner Entscheidung 
begründen, warum eine Vielzahl von Hausbesuchen er-
forderlich gewesen sein soll, ob die Hausbesuche durch 
den Nachlasspfleger selbst durchgeführt und warum sie 
nicht delegiert wurden.

Gehört zum Aufgabenkreis des Nachlasspflegers die 
Erbenermittlung, hat das Nachlassgericht zu prüfen, mit 
welchem Aufwand und mit welchem Ergebnis der Nach-
lasspfleger die Erbenermittlung betrieben hat. 

© sommart via AdobeStock
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